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P O S T U L A T von Stefan Hunger (BDP, Mönchaltorf) und Renate Büchi-Wild  (SP, Rich-

terswil) 
 
betreffend Gemeinden mit ungerechtfertigten Krankenkassenkosten entlasten 
__________________________________________________________________________ 
 
Der Regierungsrat wird eingeladen zu prüfen, wie er Gemeinden, die ungerechtfertigte Kran-
kenkassenkosten übernehmen müssen, insbesondere für Klientinnen und Klienten mit einer 
Fürsorgerischen Unterbringung (FU), mit einer Anpassung des Zahlungsmodells (Tiers pay-
ant) entlasten kann.  
 
 Stefan Hunger 
 Renate Büchi 
Begründung: 
 

In der Schweiz unterscheiden wir zwischen zwei Abrechnungsarten: Die Arztrechnung wird 
an die Patientin, den Patienten geschickt (Tiers garant) oder direkt an die Versicherung 
(Tiers payant). 
Im Kanton Zürich gilt das System des «Tiers garant». Bei Patientinnen und Patienten, die 
von einer Anordnung einer Fürsorgerischen Unterbringung (FU) betroffen sind und ihre Arzt-
kosten nicht bezahlen, muss der Staat aufkommen. Die KESB ist für die Abwicklung zustän-
dig und stellt dafür den Gemeinden ca. 500‘000 Franken pro Jahr in Rechnung. Geld, das 
aus den Gemeindekassen bezahlt werden muss und in der Regel nicht mehr eingefordert 
werden kann, obwohl dafür ein Versicherungsschutz über das KVG besteht. Dieser Miss-
stand muss behoben werden. Mit einer Vereinbarung, die kantonal geregelt werden müsste, 
wäre eine Vereinbarung zwischen Leistungserbringern und den Versicherern möglich (Sys-
tem Tiers payant). 
 
Vorteile des Tiers payant 
Ärztinnen und Ärzte, die dank elektronischem Rechnungsversand direkt mit Versicherern ab-
rechnen, tun nicht nur ihren Patientinnen und Patienten einen Gefallen, sondern auch sich 
selber: Sie ersparen sich Mahnungen und Betreibungen säumiger Patientinnen und Patien-
ten und vermindern Debitorenverluste durch unbezahlte Rechnungen. Zudem wird bei der 
Abrechnung an die Versicherer das Geld direkt schneller überwiesen.  
Mit diesem Modell müssten die Versicherungen auch für die Kosten von Klientinnen und Kli-
enten mit einer FU aufkommen und die KESB bzw. die betroffenen Gemeinden würden mas-
siv entlastet. 
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